
Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten nach Artikel 
13 und 14 der EU-Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) 

Aufgabenbereich Bewerbungsverfahren 
1. Verantwortliche Stelle 
Stadt Langelsheim 
Amt I 
Harzstraße 8 
38685 Langelsheim 
Telefon: 05326/504-0 
 
Die Stadt Langelsheim ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie wird vertreten durch 
den Bürgermeister. 
 
Stadt Langelsheim 
Der Bürgermeister 
Harzstraße 8 
38685 Langelsheim 

2. Datenschutzbeauftragte 
Datenschutzbeauftragte der Stadt Langelsheim 
ITEBO GmbH 
Servicebereich Datenschutz & IT-Sicherheit 
Stüvestraße 26 
49076 Osnabrück 

3. Zweck und Rechtsgrundlagen der Datenerhebung 
Zweck Abwicklung von Bewerbungsverfahren, also Bewerbungen auf 

konkrete Stellen oder in Eigeninitiative 

Rechtsgrundlage Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung im Rahmen des 
Auswahlverfahrens zur Begründung eines Beamten-, Beschäftigten- 
oder Praktikantenverhältnisses ist Art. 6 lit. b DSGVO i.V.m § 12 
NDSG und § 50 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) und § 88 Abs. 1 
Niedersächsisches Beamtengesetz (NBG) 

4. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
intern:  Beschäftigte im Bereich der Personalabteilung 

 Die Gleichstellungsbeauftragte 

 Mitglieder des Personalrats 

 ggf. Mitglieder der Schwerbehindertenvertretung 

 Führungskräfte der möglicherweise zu besetzenden Stelle 

extern: nein 

5. Übermittlung von Daten an ein Drittland oder internationale Organisationen 
 Nein 

6. Dauer und Speicherung der personenbezogenen Daten 
Dauer und 
Aufbewahrungsfristen 

Maximal sechs Monate nach Abschluss des Bewerbungsverfahrens. 
Dies gilt nicht, soweit aufgrund bestehender gesetzlicher 
Bestimmungen oder Verfahren (beispielsweise Gerichtsverfahren) 
eine länger andauernden Speicherdauer für eine Beweisführung 
erforderlich ist. 
Eine längere Aufbewahrung ist insbesondere bei 
Initiativbewerbungen möglich, sofern Sie dem zugestimmt haben. 
 
Kommt es zum Abschluss eines Arbeitsverhältnisses, so werden Ihre 
Daten für das dann bestehenden Beschäftigungsverhältnisses unter 
Beachtung der hierfür bestehenden Vorschriften gespeichert und 
genutzt. 



7. Rechte der betroffenen Personen 
Betroffene Personen haben folgende Rechte, wenn die gesetzlichen und persönlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
 

 Recht auf Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen Daten (Art. 15 EU-
DSGVO) 

 Recht auf Berichtigung falscher Daten (Art. 16 EU-DSGVO) 

 Recht auf Löschung oder (Art. 17 EU-DSGVO) 

 Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung (Art. 18 EU-DSGVO) 

 Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 EU-DSGVO) 

 Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung wegen besonderer Umstände 
(Art. 21 EU-DSGVO) 

 Recht auf Beschwerde an die Aufsichtsbehörde bei Datenschutzverstößen (Art. 77 EU-
DSGVO) 

 Recht auf Widerspruch bei Einwilligungen (Art. 7 EU-DSGVO) 

8. Zuständige Aufsichtsbehörde 
Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 
Prinzenstraße 5 
30159 Hannover 
 
Telefon:  0511-120 4500 
Fax:   0511-120 4599 
Email:   poststelle@lfd.niedersachsen.de 

9. Information bzgl. der Bereitstellung der personenbezogenen Daten 
 Die Bereitstellung (Angabe) der personenbezogenen Daten 
sind vorgeschrieben/ 
vereinbart 

☐durch Gesetz vorgeschrieben 

☐durch Vertrag vereinbart 

☒nicht vorgeschrieben/vereinbart 

sind für einen 
Vertragsabschluss 
erforderlich 

☒ja 

☐nein 

bestehen als rechtliche 
Verpflichtung 

☐ja 

☒nein 

Die Nichtbereitstellung 
der Daten hätte 
nebenstehende 
mögliche Folgen 

Keine Möglichkeit der Berücksichtigung in Bewerbungsverfahren. 

10. Automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling-Art. 22 (1) u. 
(4) EU-DSGVO 
Wird ein Profiling 
angewendet 

☐ja 

☒nein 

11. Weiterverarbeitung personenbezogener Daten für andere Zwecke-Art. 13 (3) 
EU-DSGVO 
Es ist beabsichtigt, die 
Daten für andere 
Zwecke 
weiterzuverarbeiten. 

☐ja 

☒nein 

 


